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Die aktuelle politische Lage in Thailand ist nach wie vor angespannt: Nach dem Militärcoup im 
September 2006, der den damaligen Premierminister Thaksin Shinawatra aus dem Amt beförderte, 
wurde die Demokratie zwar formal wiederhergestellt. Im Dezember 2007 fanden Wahlen statt, 
durch die die Regierungsverantwortung wieder in zivile Hände überging. Seit dem hatte das Land 
allerdings drei Premierminister und die  Gesamtsituation bleibt instabil, da die tiefe gesellschaftli-
che Spaltung weiterhin fortbesteht.  
 
Eine der Fragen, die sich aufdrängen, ist die nach den Konsequenzen des anhaltenden politischen 
Konflikts für die Wirtschaft des Landes. Ausgehend von der Annahme, dass der Demokratisierungs-
grad eines Landes und dessen  wirtschaftlicher Erfolg sich gegenseitig bedingen, müsste die wirt-
schaftliche Entwicklung Thailands in den letzten Jahren stagnieren, wenn nicht sogar negativ ver-
laufen sein. Zwar ist die tatsächliche Beziehung zwischen Wirtschaft und Demokratisierung stark 
umstritten: So gehen Vertreter der klassischen Modernisierungstheorien wie Samuel P. Huntington 
oder Larry Diamond davon aus, dass die sozio-ökonomische Entwicklung eines Landes sich positiv 
Die innenpolitische Krise Thailands hält nach wie vor an: Die beiden Lager der „Rothemden“ 
und der „Gelbhemden“ stehen einander weiterhin unversöhnlich gegenüber. Eine baldige Lö-
sung dieser Krise ist derzeit nicht absehbar. Angesichts dieser Entwicklungen stellt sich die 
Frage, wie dies die Wirtschaft des Landes beeinflusst. Naheliegend wäre die Annahme, dass 
die fortwährende politische Unsicherheit und Instabilität die Wirtschaft in negativer Weise 
beeinflusst. Demgegenüber steht jedoch die Tatsache, dass die Weltbank ihre Wachstums-
prognosen für Thailand dieses Jahr bereits zweimal nach oben korrigiert hat. Wie ist eine sol-
che Entwicklung zu erklären? Dieser Frage geht der vorliegende Bericht nach.     
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auf dessen Demokratisierungsprozess auswirkt. Eine erfolgreiche Demokratie-Konsolidierung be-
darf dieser Sichtweise nach somit des ökonomischen Wachstums.  
 
Demgegenüber wird jedoch in der neuen Institutionenökonomik häufig eine gegenteilige Ansicht 
vertreten: Demnach besteht die Kausalität zwischen Demokratie und wirtschaftlicher Entwicklung 
darin, dass es die demokratischen Institutionen erst ermöglichen, bestimmte wirtschaftspolitische 
Anreize zu schaffen. Um eine geeignete Basis für die Mehrung des wirtschaftlichen Wohlstandes 
zu schaffen, müssen folglich zunächst demokratische Strukturen implementiert werden.   
 
Kritiker dieser Herangehensweise bestreiten jedoch grundsätzlich einen Zusammenhang zwischen 
dem Demokratisierungsgrad eines Landes und dessen wirtschaftlicher Entwicklung. In diesem Zu-
sammenhang wird China häufig als Gegenbeispiel herangezogen. China ist zweifellos niemals auch 
nur annähernd demokratisch gewesen und kann dennoch beachtliche wirtschaftliche Erfolge vor-
weisen. Das politische System Chinas erweist sich jedoch nach wie vor als über alle Maßen stabil – 
eine Eigenschaft, die dem thailändischen Regierungssystem in den letzten Jahren gänzlich fehlte. 
Unabhängig davon, aus welcher Perspektive man das politische System und die Wirtschaftsent-
wicklung Thailands betrachtet, man käme zu dem gleichen Ergebnis: Die wirtschaftliche Lage 
müsste sich in den letzten Jahren deutlich verschlechtert haben. Die anhaltende innenpolitische 
Krise hat einerseits einen massiven Qualitätsverlust demokratischer Institutionen zur Folge und 
bewirkt andererseits auch eine nur geringe Regierungsstabilität.  
 
Trotz der innenpolitischen Probleme und den Auswirkungen der globalen Finanz- und Wirtschafts-
krise fallen die Prognosen hinsichtlich des Wirtschaftswachstums Thailands für das Jahr 2010 aber 
erstaunlich positiv aus. Die Weltbank korrigierte ihre Prognose kürzlich sogar nach oben, nämlich 
von 6,1 Prozent auf 7,5 Prozent1. Angesichts der Tatsache, dass die thailändische Wirtschaft im 
Jahr 2009 bedingt durch die globale Finanz- und Wirtschaftskrise um 2,3 Prozent schrumpfte, er-
scheinen diese Voraussagen umso überraschender. Es stellt sich also die Frage, warum die innen-
politische Krise scheinbar nur einen so geringen Einfluss auf das Wirtschaftswachstum des Landes 
hat. Dieser Frage detailliert nachzugehen, ist das Ziel des vorliegenden Beitrags. Um die heutige 
Wirtschaftslage zu verstehen, muss man jedoch ein wenig zurück in die jüngste Geschichte bli-
cken. Ausgangpunkt unserer Betrachtungen sind die Wirtschaftsreformen unter dem früheren Pre-
mierminister Thaksin Shinawatra. 
 
Die thailändische Wirtschaft unter Thaksin Shinawatra 
 
Die Wahl des Repräsentantenhauses im Januar 2001 war die erste Wahl, welche unter 
den neuen Bestimmungen der 1997er Verfassung abgehalten wurde. Wahlsieger war die von Thak-
sin Shinawatra gegründete Thai Rak Thai (TRT) Partei, welche auf Anhieb 248 Sitze im Parlament 
gewann und damit die absolute Mehrheit um nur drei Sitze verfehlte.2 Thaksin Shinawatra, erfolg-
reicher Unternehmer in der Telekommunikationsbranche und einer der reichsten Männer Thailands, 
war von 1994-95 in der ersten Regierung unter Chuan Leekpai Außenminister gewesen, 1997 
übernahm er in der Regierung Chavalits das Amt des stellvertretenden Premierministers. Nach dem 
Rücktritt Chavalits gründete Thaksin 1998 schließlich seine eigene Partei. Programmatisch sprach 
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die TRT insbesondere die ärmliche Landbevölkerung im Norden und Nordosten des Landes an: Den 
Landarbeitern versprach er ein dreijähriges Schuldenmoratorium, Kredite über 1 Million Baht für 
jedes der 77.000 Dörfer sowie staatliche Zuschüsse für die Gesundheitsversorgung. Direkt nach den 
Wahlen löste Thaksin seine Wahlversprechen ein, die insbesondere der Arbeiterschicht und der 
Landbevölkerung, aber aufgrund hoher Wachstumsraten bei moderater Inflation auch der Mittel-
schicht zugute kamen. 
 
Alsbald wurde auch Thaksins Regierungsstil deutlich, welcher letztlich zur Entstehung einer dele-
gativen Demokratie führte. Aufgrund seiner direkten Legitimation durch das Volk betrachtete 
Thaksin schließlich sich selbst als den unabhängigen Verfassungsorganen übergeordnet. Politische 
Parteien, NGOs, Interessenorganisationen und auch das Parlament wurden durch diesen Regie-
rungsstil zusehends marginalisiert. Diese Einschätzung teilt auch Dr. Kriengsak Chareonwongsak, 
Analyst und Wirtschaftswissenschaftler, der sich in einem Interview3 folgendermaßen äußerte: 
„Während seiner ersten Amtszeit gelang es Thaksin, den öffentlichen Sektor und auch die rechts-
staatlichen Institutionen vollständig zu übernehmen, indem er wichtige Ämter mit ihm naheste-
henden Personen besetzte. Er schaffte es, sich selbst die vollständige Kontrolle über das gesamte 
politische System zu sichern.“  
 
Schließlich kamen zu der Konzentration politischer Macht in der Exekutive auch noch gravierende 
Verletzungen der Menschenrechte hinzu, wie etwa im Krieg gegen die Drogen oder in den Ausei-
nandersetzungen mit den muslimischen Separatisten im Süden des Landes. Auch im Bereich der 
Meinungs- und Pressefreiheit kann eindeutig zwischen einer Zeit vor und der Zeit nach Thaksin 
unterschieden werden. 
 
Dieses Vorgehen sowie auch die offene Missachtung Thaksins gegenüber den Verfassungsinstituti-
onen führte dazu, dass es der Regierung letztlich gelang, die Mechanismen der horizontalen Kon-
trolle weitgehend auszuhebeln und sich so der aus dem System der checks and balances hervorge-
henden Verpflichtungen zu entziehen. Als Thaksin im Jahr 2005 mit überwältigender Mehrheit 
wiedergewählt wurde, verfügte die Opposition, welche zudem in sich nicht geschlossen war, kaum 
mehr über parlamentarische Mittel, um die Regierung zu kontrollieren und auch die anderen hori-
zontalen Kontrollinstitutionen waren bis zur Bedeutungslosigkeit hin geschwächt worden.  
 
Bereits in den Monaten nach der Wiederwahl Thaksins im Februar 2005 kam es zu regelmäßigen 
Protesten und Massendemonstrationen, durch welche sein Rücktritt gefordert wurde. Diese Protes-
te wurden vor allem von Intellektuellen aus Bangkok organisiert, die Thaksins Regierungsstil ab-
lehnten und ihm Korruption sowie Wahlbetrug vorwarfen. Aus dieser Protestbewegung ging im 
Februar 2006 die Volksallianz für Demokratie (People’s Alliance for Democracy, PAD) hervor, wel-
cher sich auch ehemalige Freunde und Geschäftspartner Thaksins anschlossen.  
 
Ihnen gegenüber standen die Anhänger Thaksins, welche sich in der Vereinigten Front für Demo-
kratie gegen Diktatur (United Front for Democracy Against Dictatorship, UDD) formierten. Distink-
tives Charakteristikum beider Gruppen ist jeweils ihre Kleidung: Während die Mitglieder der PAD 
sich in Gelb, der Farbe des Königs, kleiden und „Yellow Shirts“ genannt werden, tragen Thaksins 
Anhänger die Farbe Rot und werden dementsprechend als „Red Shirts“ bezeichnet.  
 
Die Situation spitzte sich in der Folge immer weiter zu und führte schließlich im September 2006 
zu einem Putsch des Militärs gegen Thaksin. Die Putschisten nannten vier Hauptgründe für ihr 
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Eingreifen: Thaksins Missachtung der demokratischen Institutionen, die auf ihn zurückzuführende, 
beispiellose Polarisierung der Gesellschaft, sein korruptes Verhalten und seine Respektlosigkeit 
gegenüber dem Königshaus. 
 
Wie gezeigt wurde, kam es somit während der Regierungszeit Thaksins zu einem gravierenden 
Qualitätsverlust der thailändischen Demokratie: Nach dem die Ausgangssituation des Landes in 
Hinblick auf die Demokratiekonsolidierung nach Verabschiedung der Verfassung von 1997 weitge-
hend hoffnungsvoll beurteilt worden war, kehrte Thaksin diese Entwicklung gänzlich um.  
 
In Anbetracht der eingangs aufgestellten These würde dies nun implizieren, dass die wirtschaftli-
che Entwicklung des Landes während dieses Zeitraumes in ähnlicher Weise verlaufen ist.  
 
Dies ist jedoch nicht der Fall: Die thailändische Wirtschaft, welche durch die Asienkrise 1997 sehr 
stark getroffen worden war, erholte sich zunächst nur langsam von diesem externen Shock: Im 
Jahr 1998 schrumpfte die Wirtschaft um 10,8 Prozent. Auch im Jahr 2001 lag das Wachstum des 
realen BIP noch bei nur 2,2 Prozent. Nach dem Amtsantritt Thaksins änderte sich dies jedoch rela-
tiv schnell: Schon 2002 war es auf 5,3 Prozent angestiegen – seinen Höchstwert während der Re-
gierungszeit Thaksins erreichte es im Jahre 2003 mit einem Wachstum von 7,0 Prozent.4 Dies war 
zwar nach wie vor kein Vergleich zu den Wachstumsraten vor der Krise, jedoch immerhin eine 
deutliche Verbesserung gegenüber den Jahren unmittelbar nach der Krise.  
 
 

































4,60 176.351.815.950,37 4,60 2.674,20 
 
2006 
5,15 207.227.614.090,10 5,15 3.115,90 
Quelle: Eigene Darstellung nach Daten der World Bank 
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Kern der von Thaksin verfolgten, wirtschaftspolitischen Strategie (häufig auch als „Thaksinomics“ 
bezeichnet) waren verschiedene Programme, welche allesamt hohe staatliche Investitionen vorsa-
hen und darauf ausgerichtet waren, die nationale Wirtschaft wieder anzukurbeln. Mit seiner ex-
pansiven Finanzpolitik zielte Thaksin beispielsweise darauf ab, die Kaufkraft und auch das Unter-
nehmertum der ländlichen, armen Bevölkerung zu stärken. Zu den Programmen, die diesem Ziel 
dienten, zählten hauptsächlich eine „Volksbank“, ein dreijähriges Schuldenmoratorium für Bauern, 
die 30-Baht-Gesundheitsvorsorge und das sogenannte „One-Tambon-One-Product“-Projekt5. Eini-
ge dieser Programme waren reine Wohlfahrtsprogramme, die – wie Thaksin deutlich machte – le-
diglich als vorübergehende Maßnahmen gedacht waren, um die Kluft zwischen der armen und der 
reichen Bevölkerung zu schließen. Zu keinem Zeitpunkt ging es Thaksin um die Errichtung eines 
Wohlfahrtstaates. Problematisch an allen diesen Programmen war in erster Linie ihre Finanzierung: 
Diese war gänzlich undurchsichtig, wurde häufig den eigentlich zuständigen Organen und Behör-
den entzogen und führte zu intransparenten bürokratischen Abläufen.  
 
Die nationale Ausrichtung der wirtschaftpolitischen Strategie Thaksins erklärte sich nicht zuletzt 
auch durch sein Bestreben, die stark nach außen orientierte Wirtschaft Thailands als Konsequenz 
aus der Asienkrise resistenter gegen externe Shocks zu machen. So ging es Thaksin darum, die in-
ländische Nachfrage anzukurbeln und die Abhängigkeit von ausländischen Direktinvestitionen so-
wie die Exportabhängigkeit des Landes zu reduzieren.  
 
Die Struktur der thailändischen Wirtschaft erlaubte es jedoch nicht, ausschließlich die nationale 
Ebene zu betrachten. Darüber hinaus haben staatliche Markteingriffe im keynesianischen Sinne in 
einer offenen Wirtschaft lediglich eine begrenzte Wirkung – die von der Regierung Thaksin imple-
mentierten, nationalen Wirtschaftsprogramme machten nur etwa 13 Prozent des BIP aus.6 Thaksin 
versuchte daher auch, das Vertrauen ausländischer Investoren wieder zurückzugewinnen. Einerseits 
bemühte er sich, rhetorisch den richtigen Ton zu treffen, in dem er die Sicherheit und Stabilität der 
thailändischen Wirtschaft immer wieder bekräftigte und andererseits, in dem er beispielsweise 
groß angelegte Infrastrukturprojekte lancierte, wie etwa den „Bangkok Transport Master Plan“.  
 
In Hinblick auf die weitere Öffnung der thailändischen Wirtschaft unternahm Thaksin ebenfalls 
einige Anstrengungen – allerdings beschränkten sich viele der bilateralen Freihandelsabkommen 
auf den Telekommunikationssektor, in welchem Thaksins eigenes Unternehmen, Shinawatra Corp., 
nach wie vor aktiv war. Demnach war es also lediglich eine selektive Liberalisierung im Rahmen 
seiner eigenen Geschäftsinteressen, die Thaksin anstrebte.  
 
Fazit: Wirtschaftlicher Aufschwung trotz Demokratiequalitätsverlust? 
 
Insgesamt stand der von Thaksin propagierte Ansatz gänzlich im Gegensatz zu der bisherigen, vom 
König vertretenen, Wirtschaftphilosophie der „Self-Sufficient Economy“. Auch wenn die reinen 
Zahlen im Ergebnis für die Wirtschaftsstrategie Thaksins zu sprechen scheinen, so darf nicht ver-
gessen werden, dass die Programme ganz erhebliche Schwächen in der Umsetzung und Finanzie-
rung aufwiesen und daher tatsächlich nur uneinheitliche Ergebnisse brachten.  
 
Besonders aus liberaler Perspektive sehr kritisch zu betrachten ist außerdem die Methode, der 
Thaksin sich zur Durchsetzung seiner Projekte bediente: Diese entsprach einem Top-Down-Ansatz, 
der auf schnelle Ergebnisse abzielte. Anstatt die Rolle des Staates in der Wirtschaftspolitik soweit 
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als möglich zu begrenzen, griff die Thaksin-Regierung wiederholt aktiv in den Wirtschaftsprozess 
ein, um eine schnellere Konjunkturentwicklung zu bewirken.  
 
Durch den Militärputsch im Jahr 2006 wurde der Amtszeit Thaksins ein jähes Ende bereitet, so dass 
die langfristigen Erfolge bzw. Folgen dieser Wirtschaftspolitik nicht abgeschätzt werden können. 
Die Militärregierung kehrte umgehend zu den Prinzipien der „Self-Sufficient Economy“ zurück. Es 
ist dennoch anzunehmen, dass die von Thaksin gewählte Wirtschaftsstrategie aufgrund der Natur 
der ergriffenen Maßnahmen langfristig nicht erfolgreich gewesen wäre.  
 
Die eingangs aufgestellte These, zwischen der wirtschaftlichen und der demokratischen Entwick-
lung eines Landes bestehen Interdependenzen, muss angesichts dieses Ergebnisses verworfen wer-
den. Unter Thaksin verlor die thailändische Demokratie allerdings ganz wesentlich an Qualität – Dr. 
Kriengsak geht sogar so weit, die Regierungszeit Thaksins als „parlamentarische Diktatur“ zu be-
zeichnen7. In Übereinstimmung mit der eingangs dargelegten Annahme wäre mithin zu erwarten 
gewesen, dass die wirtschaftliche Entwicklung einen ganz ähnlichen Weg einschlägt – das Gegen-
teil war der Fall. Dies wiederum würde für die zweite Vermutung sprechen, welche von einem Zu-
sammenhang der Regimestabilität und des wirtschaftlichen Wachstums ausgeht: Die Regimestabi-
lität der von Thaksin geführten Regierung lässt sich somit als für thailändische Verhältnisse sehr 
hoch bewerten. Tatsächlich war Thaksin zum mächtigsten Politiker aller Zeiten aufgestiegen, denn 
noch nie zuvor war es einem Premierminister gelungen, eine komplette Legislaturperiode im Amt 
zu bleiben und nach dessen Abschluss sogar mit überwältigender Mehrheit wiedergewählt zu wer-
den. Dennoch stürzte Thaksin das Land auch in eine unvorhergesehene Krise: Es kam zu einer tief-
greifenden Polarisierung der thailändischen Gesellschaft, die selbst fünf Jahre nach dem Sturz der 
TRT-Regierung noch fortbesteht.  
 
Die Zeit nach Thaksin: Instabilität und anhaltende innenpolitische Krise 
 
Nachdem das Militär im September 2006 die Macht ergriffen hatte, wurde im August 2007 eine 
neue Verfassung per Referendum angenommen. Im Dezember 2007 folgten Wahlen, die Regie-
rungsgeschäfte gingen wieder in zivile Hände über. Die Nachfolgepartei der TRT, die People’s Po-
wer Party (PPP), ging aus den benannten Wahlen als Sieger hervor: Sie konnte 48 Prozent der 
Mandate auf sich vereinigen und wurde damit die stärkste Partei im neuen Parlament. Dies bestä-
tigte die anhaltend große Popularität Thaksins, der sich nach wie vor im Londoner Exil befand. 
Neuer Premierminister wurde Samak Sundaravej, welcher von der PAD lediglich als Stellvertreter 
Thaksins  wahrgenommen wurde. Damit flammten die Demonstrationen der PAD in Bangkok gegen 
die neue Regierung wieder auf: Die Demonstranten forderten eine Neuordnung des Parlaments, 
nach der nur noch 30 Prozent der Mitglieder gewählt und die restlichen 70 Prozent ernannt wer-
den sollen. Als Teile der PAD Ende August 2008 die Regierungsgebäude stürmten und auch die 
staatliche Fernsehanstalt besetzten, kam es zu Zusammenstößen mit Gegendemonstranten und die 
Situation eskalierte: Mehrere Personen wurden verletzt, ein Mensch starb. Daraufhin verhängte die 
Regierung unter Samak den Ausnahmezustand.  
 
Samak, der noch bis zum 09. September 2008 Premierminister des Landes war, sah sich unterdes-
sen mit einer Verhandlung vor dem Verfassungsgericht konfrontiert, welches letztlich entschied, 
dass er durch seine Auftritte in einer Kochshow gegen die Verfassung verstoßen habe und ihn sei-
nes Amtes enthob. Samak wollte sich zwar erneut vom Parlament zum Premierminister nominieren 
und wählen lassen, doch sein Vorhaben scheiterte am Widerstand der eigenen Partei: Etwa 70 Ab-
geordnete der PPP und deren Koalitionsparteien blieben der entscheidenden Abstimmung fern und 
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das Parlament war damit nicht beschlussfähig. Nach dieser eindeutigen Niederlage trat Samak als 
Kandidat für das Amt des Premierministers zurück und am 17. September 2008 wurde Somchai 
Wongsawat zum neuen Premierminister gewählt – er ist ein Schwager Thaksins. Dies rief aber er-
neut massive Proteste der Demonstranten hervor, denn diese sahen auch in ihm eine Marionette 
Thaksins und machten deutlich, dass sie Somchai ebenso ablehnen und bis zum Sturz der PPP wei-
ter demonstrieren würden.  
 
Dies setzten sie in der Folgezeit unter anderem in einer wochenlangen Besetzung der zwei Flughä-
fen Bangkoks um. Anfang Dezember 2008 entschied das Verfassungsgericht jedoch, die PPP auf-
grund von Wahlbetrug aufzulösen, die PAD erklärte daraufhin ihren Sieg und kündigte an, ihre 
Proteste zu beenden und sich bis zum 5. Dezember, dem Geburtstag des Königs, von allen besetz-
ten Einrichtungen zurückzuziehen. 
 
In der Folge kam es zur Formierung einer neuen Koalitionsregierung unter der liberalen Partei Thai-
lands, der Demokratischen Partei (DP), mit Abhisit Vejjajiva als neuem Premierminister. Dies provo-
zierte wiederum neuerliche Proteste der „Red Shirts“, welche ihren vorläufigen Höhepunkt im April 
2009 fanden, als sie durch die Belagerung eines Konferenzzentrums den Abbruch des Gipfels der 
Association of Southeast Asian Nations (ASEAN) erzwangen. Die neue Regierung unter der DP 
musste aber nicht nur diese innenpolitischen Probleme bewältigen – hinzu kamen auch noch die 
Auswirkungen der globalen Finanz- und Wirtschaftskrise. 
 
Im April/Mai 2010 kam es in der Folge zu den schwersten Auseinandersetzungen zwischen den 
erneut demonstrierenden „Red Shirts“ und Sicherheitskräften, die es in Thailand seit 1992 gegeben 
hat: 91 Menschen starben, Hunderte wurden zum Teil schwer verletzt. Nachdem Verhandlungen 
zwischen Regierung und Demonstranten mehrfach fehlschlugen, wurden die Proteste schließlich 
durch die Sicherheitskräfte aufgelöst. Seither besteht in Bangkok der Ausnahmezustand, welcher 
Ansammlungen von mehr als 5 Personen verbietet.  
 
Die DP sah sich zudem seit Beginn des Jahres mit einem Verfahren vor dem Verfassungsgericht 
konfrontiert, das zu ihrer Auflösung hätte führen können: Führende Parteimitglieder waren der 
Annahme illegaler Wahlkampfspenden verdächtigt und angeklagt worden. Erst kürzlich, Ende No-
vember 2010, lehnte das Verfassungsgericht die Klage aus verfahrensrechtlichen Gründen ab. Die 
DP, die mit 64 Jahren auch die älteste Partei Thailands ist, entging so knapp ihrer Auflösung (siehe 
Bericht aus aktuellem Anlass 67/2010) . Dieses Urteil führte jedoch wiederum zu Unmut auf Seiten 
der „Red Shirts“, welche sich in der Folge trotz des fortbestehenden Ausnahmezustands zu Kund-
gebungen versammelten, am 19. Dezember wurden sogar 10.000 Teilnehmer mobilisiert, um in 
Bangkok auf die Strasse zu gehen. 
 
Die politische Situation ist nach wie vor instabil, unsicher und damit auch unvorhersehbar – Neu-
wahlen müssen aber bis spätestens November  2011 durchgeführt werden.   
 
Schädigt die innenpolitische Krise das Wachstum der Wirtschaft? 
 
Der durch die Thaksin-Regierung eingeleitete Demokratiequalitätsverlust konnte weder rückgängig 
gemacht werden, noch konnte er überhaupt aufgehalten werden – stattdessen sieht sich die am-
tierende Regierung mit immer neuen innenpolitischen Herausforderungen konfrontiert und noch 
nicht einmal die Stabilität der Regierung scheint gewährleistet. Angesichts dieser Entwicklungen 
wäre es nun naheliegend, dass diese auch negative Auswirkungen auf die Wirtschaft des Landes 
haben.  
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Tatsächlich aber, so scheint es, ist davon kaum etwas zu spüren: Das thailändische Wirtschafts-
wachstum nahm trotz der Nachwirkungen der globalen Finanz- und Wirtschaftskrise wieder deut-
lich zu – und dies, obwohl Thailand nicht nur mit innenpolitischen Problemen zu kämpfen hat, 
sondern auch von der globale Finanz- und Wirtschaftskrise in der Region Südostasien am härtes-
ten getroffen wurde.  
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-2,25 263.772.103.261,04 -2,79 3.892,51 
Quelle: Eigene Darstellung nach Daten der World Bank 
 
Nach dem Militärputsch im Jahre 2006 brach das Wirtschaftswachstum (gemessen am prozentua-
len Wachstum des BIP) 2007 zwar gegenüber dem Vorjahr um etwa 1 Prozent ein, der drastische 
Rückgang des BIP in den Jahren 2008 und 2009 lässt sich jedoch nicht mit der innenpolitischen 
Krise assoziieren. Vielmehr ist die Ursache hierfür in der globalen Finanz- und Wirtschaftskrise zu 
sehen.  
 
Ohne den Hintergrund der globalen Finanz- und Wirtschaftskrise lässt sich somit auch die wirt-
schaftspolitische Strategie der neuen DP-Regierung nicht verstehen. Unmittelbar nach ihrem 
Amtsantritt musste sie nicht nur die innenpolitischen Probleme bewältigen, sondern auch auf die 
Auswirkungen der weltweiten Krise reagieren. Diese führte unter anderem zu einem Einbruch der 
Exporte und zu einem rapiden Anstieg der Arbeitslosigkeit in Thailand. Aus diesem Grund verab-
schiedete die DP ein umfassendes Wirtschaftsprogramm, welches eine Reihe von zusätzlichen Re-
gierungsausgaben für das Jahr 2009 vorsah. Ein zentraler Teil dieses Programms bestand in Umver-
teilungszahlungen: So wurden beispielsweise einmalige Zahlungen in Höhe von 2.000 Baht an 
Menschen veranlasst, die sich im Sozialen Sicherungssystem registrieren ließen. Staatsbedienstete, 
die weniger als 15.000 Baht monatlich verdienten, erhielten ebenfalls derartige Ausgleichszahlun-
gen. Älteren Menschen über 60 Jahre wurden monatliche Zahlungen in Höhe von 500 Baht ge-
währt. In einem weiteren Schritt wurden Steuersenkungen umgesetzt, welche vor allem auf eine 
Verringerung der steuerlichen Belastung von Grundstückseigentümern abzielte. Ein weiteres Kon-
junkturprogramm wurde verabschiedet, welches als bilanzneutrale Finanzierung auf die nächsten 
drei Finanzzyklen ausgerichtet ist. 
 
Diese staatlichen Investitionsprogramme brachten überwiegend den gewünschten Erfolg: Die thai-
ländische Wirtschaft erholte sich allmählich wieder von dem externen Schock. Allerdings trugen 
die Ausgleichszahlungen jedoch kaum zu einer Ankurbelung der Inlandsnachfrage bei, da die meis-
ten Empfänger der Zahlungen das Geld sparten. Dies ist wiederum teilweise auch durch die innen-
politischen Probleme begründet, welche sowohl das Konsum- als auch das Investitionsklima beein-
trächtigten und so die Wirtschaftsleistung Thailands weiter zu schmälern drohten. 
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Im Hinblick auf die mit den innenpolitischen Problemen verbundenen Hauptindikatoren wie dem 
Tourismus und den ausländischen Direktinvestitionen zeigt sich folgendes Bild: In den letzten Jah-
ren ist zwar ein leichter Rückgang im Bereich des Tourismus zu erkennen – dieser beschränkte sich 
aber zumeist auf die unmittelbaren Perioden, in welchen es tatsächlich zu Demonstrationen und 
Auseinandersetzungen kam. Während der Besetzung der Flughäfen durch die PAD im Septem-
ber/Oktober 2008 kam es beispielsweise zu einer vergleichsweise hohen Quote von Buchungsstor-
nierungen. Es waren jedoch insbesondere die diesjährigen Auseinandersetzungen im April/Mai, 
welche die Tourismusindustrie schädigten: 40 Länder gaben eine Reisewarnung für Thailand heraus 
und der Bund der thailändischen Industrie schätzte den möglichen wirtschaftlichen Schaden auf 
mehr als 1 Mrd. US-Dollar, nachdem die Medien weltweit die Bilder von den Ausschreitungen ver-
breitet hatten.8 Auch der vom Economist Intelligence Unit herausgegebene „Politische Instabili-
tätsindex“ positionierte Thailand in seiner neusten Ausgabe auf Platz 39 und bewertet es damit als 
ein Land mit relativ hohem Risiko der politischen Instabilität. Bemerkenswert dabei ist, dass diese 
Einschätzung sich sogar noch auf den Zeitraum vor den Protesten im April/Mai 2010 bezieht.  
 
 







































Quelle: Eigene Darstellung nach Daten der Bank of Thailand 
 
                                               
8
 Tientip Subhanij (30.04.2010): An inconvenient truth about Thailand's political economy, Bangkok Post, 
http://www.bangkokpost.com/news/politics/36722/an-inconvenient-truth-about-thailand-s-political-economy 
[16.12.2010]. 
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Dennoch scheint sich die Tourismusindustrie jedes Mal relativ schnell wieder von den Einbrüchen 
durch die Buchungsrückgänge und –stornierungen zu erholen. Eine Tatsache, die in diesem Zu-
sammenhang auch eine Rolle spielen könnte, ist, dass bisher noch kein einziger Tourist bei den 
Auseinandersetzungen verletzt oder gar getötet worden ist. Wäre dies der Fall, so würde das die 
Lage möglicherweise dramatisch verändern.  
 
Etwas anders verhält es sich mit den ausländischen Direktinvestitionen (Foreign Direct Invest-
ments, FDIs): Politische Unsicherheit und Instabilität ist hier grundsätzlich ein Faktor, der poten-
tielle Investoren abschreckt. Dr. Watcharas Leelawath, stellvertretender Geschäftsführer des Inter-
national Institute for Trade and Development (ITD) in Bangkok, beobachtet beispielsweise, dass 
große Konzerne wie Nike keine neuen Investitionen mehr in Thailand tätigen – stattdessen erhal-
ten sie lediglich ihre bereits bestehenden Fabriken aufrecht und lagern neue Produktionsstätten 
etwa nach Vietnam aus, wo die industrielle Infrastruktur ebenfalls sehr gut ausgebaut ist, dafür 
aber keine unmittelbaren politischen Risiken einkalkuliert werden müssen.9 Dr. Watcharas betont 
außerdem, dass politische Unsicherheit – ganz gleich, welcher Natur diese ist – grundsätzlich zu 
einem Rückgang der FDI führt und belegt dies am Beispiel der Industriezone Mab Ta Phut10: Nach-
dem Umweltschutzaktivisten eine Klage vor Gericht einreichten, erklärte dieses das umstrittene 
Gebiet zur Umweltschutzzone – es lag keine eindeutige Regelung der Emissionsgrenze vor. Zu die-
sem Zeitpunkt waren aber bereits hohe Investitionen in diesem Gebiet getätigt worden, was wie-
derum zu einer massiven Verunsicherung bestehender und potentieller Investoren führte.    
 
Die folgende Darstellung zeigt sehr deutlich, dass der Anteil der FDIs nach dem Militärputsch von 
2006 kontinuierlich zurück gegangen ist: 
 
 
Foreign direct investment, net inflows  

















Quelle: Eigene Darstellung nach Daten der World Bank 
 
Trotz aller Unsicherheiten sind aber weder der Tourismus noch die FDIs in einem Maße eingebro-
chen, dass dies der thailändischen Wirtschaft ernsthaften Schaden zufügen würde – bisher waren 
zwar in beiden Bereichen vorübergehend leichte Rückgänge zu verzeichnen. Jedoch erholten sich 
die betreffenden Branchen relativ schnell wieder, so dass der Einfluss der anhaltenden innenpoliti-
schen Krise auf die Wirtschaft insgesamt tatsächlich relativ gering erscheint. 
 
Fazit: Bisher kaum wirtschaftlicher Schaden durch die politische Krise 
                                               
9
 Interview der Verfasserin mit Dr. Watcharas Leelawath vom 10. November 2010. 
10
 Mab Ta Phut liegt circa 200 km südlich von Bangkok. 
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Analysten wie Dr. Kriengsak oder Dr. Watcharas sind sich dennoch einig, dass das Wirtschafts-
wachstum Thailands ohne die politischen Spannungen deutlich besser ausgefallen wäre. Dr. Wat-
charas erklärt die Tatsache, dass die Vorhersagen trotzdem nicht so schlecht ausgefallen sind, wie 
man hätte vermuten mögen, dadurch, dass die internationale Wirtschaft – allen voran die ASEAN-
Länder – sich langsam wieder von den Folgen der globalen Finanz- und Wirtschaftskrise erholt. Da 
Thailand durch seine Exporte stark in den weltweiten Handel eingebunden ist, trägt dieser auch zu 
einem Großteil zum Bruttoinlandsprodukt (BIP) des Landes bei. Dr. Watcharas und auch Dr. Krieng-
sak betonen dabei vor allem die Bedeutung der ASEAN-Nationen, sowie der USA und Japans: Der 
Handel Thailands mit den ASEAN-Staaten machen 30 Prozent des gesamten thailändischen Han-
dels aus. Auch das stetige Wachstum Chinas erweist sich als hilfreich für Thailand, da China einen 
großen Teil seiner Rohmaterialien aus Thailand bezieht. Umgekehrt verhält es sich ähnlich: Da die 
chinesische Währung künstlich sehr schwach gehalten wird, sind chinesische Importe auch für den 
thailändischen Markt interessant. Thailand importiert daher auch viele Rohmaterialien aus China, 
welche dann in der lokalen Produktion von Konsumgütern eingesetzt werden, die wiederum in die 
westlichen Industrienationen exportiert werden.11  
 
Es bleibt somit die Frage, warum die thailändische Wirtschaft bisher nur relativ geringen Schaden 
durch die inneren Spannungen genommen hat. Diese Frage stellt sich insbesondere, da nicht nur 
der Qualitätsverlust der thailändischen Demokratie über die letzten Jahre immer weiter fortschrei-
tet – auch die Regimestabilität nimmt beständig ab. Unter Thaksin begann zwar die Erosion demo-
kratischer Prinzipien, die Regimestabilität war jedoch sehr hoch, da Thaksin über unanfechtbare 
Mehrheiten verfügte. Nach dem Militärputsch im Jahr 2006 nahm die Regimestabilität jedoch 
drastisch ab, was sich bis heute nicht geändert hat. Unter diesem Gesichtspunkt stellt sich also 
erst recht die Frage, wie sich eine solche Entwicklung erklären lässt.  
 
Zum einen muss in diesem Zusammenhang erneut betont werden, dass Thailand durch seine Mit-
gliedschaft in der ASEAN sowie zahlreiche Freihandelsabkommen sehr stark in regionale aber auch 
in die globalen Märkte eingebunden ist. Aus diesem Grund hat die globale Finanz- und Wirt-
schaftskrise das Land aus wirtschaftlicher Perspektive weit härter getroffen, als die innenpoliti-
schen Auseinandersetzungen.  
 
Es gibt jedoch auch noch einen weiteren, möglichen Erklärungsansatz: Dieser geht auf Bruce Gil-
ley12 zurück und basiert auf dem Gedanken der Legitimität. Gilley geht in seinem Modell davon 
aus, dass Staaten, die zwar nicht demokratisch verfasst sind, aber dennoch ein hohes Wirtschafts-
wachstum vorweisen können, über ein hohes Maß an Legitimität verfügen müssen. Legitimität 
entsteht seiner Ansicht nach dadurch, dass die Bürger einen bestimmten Wertekonsens teilen, wel-
chen sie alle als verbindlich und moralisch richtig akzeptieren. Dieser Wertekonsens wiederum wird 
vom Staat verkörpert, der so seine Legitimität erhält. Im Falle Thailands, so könnte man argumen-
tieren, stellt der König die höchste moralische Instanz dar, welche von allen Thailändern – unab-
hängig, welchem politischen Lager sie angehören – akzeptiert wird. Der König fungiert somit als 
Garant der nationalen Einheit und als übergeordnete Integrationsfigur. Diese Herangehensweise 
liefert eine Erklärung dafür, warum das politische System des Landes trotz der schwerwiegenden 
Auseinandersetzungen nach wie vor Bestand hat: Das System an sich wird von den Bürgern nach 
wie vor als legitim akzeptiert. So ließe sich auch erklären, warum die wirtschaftliche Entwicklung 
des Landes weiterhin vergleichsweise positiv verläuft. 
                                               
11
 Interview der Verfasserin mit Dr. Watcharas Leelawath vom 10. November 2010 und mit Prof. Dr. 
Kriengsak Chareonwongsak vom 08. November 2010. 
12
 Vgl. Bruce Gilley (2009): The Right to Rule. How States Win and Loose Legitimacy, New York. 
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Dr. Kriengsak macht jedoch sehr deutlich, dass die thailändische Wirtschaft langfristig ganz sicher 
nachhaltigen Schaden nehmen wird, sollte die innenpolitische Krise in absehbarer Zeit nicht gelöst 
werden können.  
Um die wirtschaftliche Leistung des Landes weiter anzukurbeln, verabschiedete die Regierung un-
ter Premierminister Abhisit Mitte Dezember neue Konjunkturmaßnahmen, welche sich insbesonde-
re an den armen Teil der Bevölkerung richten. Auf diese Weise soll zum einen der inländische Kon-
sum weiter angekurbelt werden – zum anderen können diese Maßnahmen auch als Teil der Wahl-
kampfstrategie der DP bewertet werden. Insgesamt ist aber auch das neue Konjunkturprogramm 
eher darauf ausgerichtet, die unmittelbaren Folgen der globalen Finanz- und Wirtschaftskrise wei-
terhin abzumildern, als die Auswirkungen der innenpolitischen Krise einzuhegen.  
 
Angesichts der Tatsache, dass die DP seit Beginn ihrer Regierungszeit an zwei Fronten aktiv werden 
musste, da sowohl die internen als auch die externen Probleme eine Lösung verlangten, kann die 
wirtschaftspolitische Bilanz der DP-Regierung als durchaus positiv bewertet werden. Immerhin 
gelang es der Regierung unter Premierminister Abhisit, das Wirtschaftswachstum Thailands nach 
dem drastischen Einbruch im Jahr 2009 wieder deutlich in den positiven Bereich zu bringen. Die 
Erwartungen zahlreicher Analysten und Beobachter wurden damit weit übertroffen.  
 
Die Lösung der politischen Krise gestaltet sich dagegen als sehr schwierig: Beide Lager stehen ein-
ander unversöhnlich in tiefem Misstrauen gegenüber. Es ist daher unwahrscheinlich, dass sich der 
Konflikt durch die Ende nächsten Jahres zu erwartenden Wahlen lösen wird. Viel mehr ist davon 
auszugehen, dass unabhängig davon, welche der beiden opponierenden Lager als Sieger aus diesen 
Wahlen hervorgeht, die jeweils andere Seite das Ergebnis nicht akzeptieren wird.    
 
Die von Premierminister Abhisit im Mai vorgeschlagene „Roadmap for Peace“, ein mehrstufiger 
Versöhnungsplan, war zwar ein erster Schritt in die richtige Richtung. Letztlich, so betonen auch 
Analysten wie Dr. Kriengsak und Dr. Watcharas, ist es jedoch von zentraler Bedeutung, dass beide 
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